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6. bittet die Mitgliedstaaten, die Waffen und Munition, die abgereichertes Uran enthalten, in bewaff-
neten Konflikten verwendet haben, den zuständigen Behörden der betroffenen Staaten auf Antrag möglichst
detaillierte Informationen über den Ort und den Umfang dieser Verwendung zu geben, um so die Bewertung
der jeweiligen Gebiete zu erleichtern;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung ei-
nen aktualisierten Bericht zu diesem Thema vorzulegen, der die von den Mitgliedstaaten und den zuständigen
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2. fordert die Staaten auf, durch unilaterale, bilaterale, regionale und multilaterale Maßnahmen dazu
beizutragen, dass die Anwendung wissenschaftlich-technischer Fortschritte im Rahmen der internationalen
Sicherheit, der Abrüstung sowie auf anderen damit zusammenhängenden Gebieten ohne Schädigung der
Umwelt und ohne Beeinträchtigung ihres wirksamen Beitrags zur Verwirklichung einer nachhaltigen Ent-
wicklung vonstatten geht;

3. begrüßt die von einigen Mitgliedstaaten bereitgestellten Informationen über die Durchführung der
Maßnahmen, die sie ergriffen haben, um die in dieser Resolution gesetzten Ziele voranzubringen63;

4. bittet alle Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär Informationen über die Maßnahmen zukommen
zu lassen, die sie beschlossen haben, um die in dieser Resolution gesetzten Ziele voranzubringen, und ersucht
den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung einen Bericht mit diesen
Informationen vorzulegen;

5. beschließt, den Unterpunkt „Beachtung von Umweltnormen bei der Ausarbeitung und Durchfüh-
rung von Abrüstungs- und Rüstungskontrollübereinkünften“ unter dem Punkt „Allgemeine und vollständige
Abrüstung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 67/38

Verabschiedet auf der 48. Plenarsitzung am 3. Dezember 2012, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 132 Stim-
men bei 5 Gegenstimmen und 50 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/67/409, Ziff. 97)65:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien,
Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien
(Plurinationaler Staat), Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte
d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos,
Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Ghana,
Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische
Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan,
Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, Libyen, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Ma-
lediven, Mali, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia,




